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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/957 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 zur 
Änderung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von 
Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 166. Sitzung am 18. Juni 2020 

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für 

Arbeit und Soziales – Drucksache 19/20145 – den von der Bundesregierung 

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/957 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 zur  

Änderung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeit-

nehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen

– Drucksache 19/19371 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 10.07.20 

Erster Durchgang: Drs. 84/20
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1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 Buchstabe b werden die Wörter „§ 5 Satz 1 Nummer 2 und 3“ durch die 
Wörter „§ 5 Satz 1 Nummer 2 bis 4“ ersetzt. 

b) Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 16a eingefügt: 

‚16a. Nach § 23 wird folgender Abschnitt 6a eingefügt: 

„Abschnitt 6a 

Arbeits- und Sozialrechtliche Beratung 

§ 23a 

Leistungsanspruch 

(1) Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat für den Aufbau und die Unterhaltung 
von Beratungsstellen zu arbeits- und sozialrechtlichen Themen sowie für die in 
diesem Zusammenhang erfolgende Entwicklung und Bereitstellung von 
Fortbildungsangeboten und Informationsmaterialien einen kalenderjährlichen 
Anspruch in Höhe von bis zu 3,996 Millionen Euro aus Mitteln des Bundes. 

(2) Der Anspruch besteht nur, wenn die Beratung 

1. sich an Unionsbürgerinnen und Unionsbürger richtet, die im Rahmen der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit oder als grenzüberschreitend entsandte 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Inland beschäftigt sind, beschäftigt 
werden sollen oder beschäftigt waren, 

2. für die Beratenen unentgeltlich erbracht wird und 

3. keine Mitgliedschaft der Beratenen in einer Gewerkschaft voraussetzt. 

(3) Beschäftigten aus Drittstaaten erteilen die Beratungsstellen nach Absatz 1 
Informationen über bestehende passende Angebote anderer zuständiger 
Beratungsstellen und verweisen die Drittstaatsangehörigen an diese Beratungsstellen. 
Entsandte Drittstaatsangehörige können in die Beratung einbezogen werden, wenn 
ein direkter Sachzusammenhang zu einem von den Beratungsstellen nach den 
Absätzen 1 und 2 bearbeiteten Fall besteht. Ein direkter Sachzusammenhang besteht 
insbesondere dann, wenn Drittstaatsangehörige und Unionsbürgerinnen oder 
Unionsbürger vom selben Arbeitgeber entsandt werden. 

(4) Der Anspruch besteht der Höhe nach nur, soweit der Deutsche 
Gewerkschaftsbund einen Eigenanteil zur Finanzierung der Beratungsstellen in Höhe 
von einem Neuntel der bewilligten Summe leistet. Die Höhe des Eigenanteils wird 
durch den Leistungsberechtigten im Antrag kenntlich gemacht und direkt in die 
Finanzierung der Beratungsstellen eingebracht. Wird der Eigenanteil nicht in voller 
Höhe geleistet, reduziert sich die bereits bewilligte Summe auf das Neunfache des 
geleisteten Eigenanteils. 

(5) Zuständige Behörde für die Gewährung der Leistung ist das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Es entscheidet per Verwaltungsakt über 
den Antrag des Leistungsberechtigten. 
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(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt als zahlenmäßige 
Kontrolle jährlich mindestens zwei Stichprobenprüfungen und eine vertiefte Prüfung 
der Mittelverwendung durch. Zur sachlichen Kontrolle reicht der Deutsche 
Gewerkschaftsbund spätestens drei Monate nach Ende des Leistungszeitraumes einen 
Ergebnisbericht über Maßnahmen und Aktivitäten im Leistungszeitraum ein. 

(7) Auf Antrag und nach vorheriger Zustimmung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales kann eine Weiterleitung der erhaltenen Leistung aufgrund eines 
privatrechtlichen Vertrages an Dritte erfolgen. Der Leistungsberechtigte bleibt für die 
zweckentsprechende Verwendung der Leistung verantwortlich und 
nachweispflichtig.

(8) Der Anspruch besteht erstmals für das Kalenderjahr 2021. 

(9) Das Beratungs- und Informationsangebot wird bis zum 31. Dezember 2025 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales evaluiert. 

§ 23b 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. das Nähere zur Leistungsgewährung, 

2. das Antragsverfahren, 

3. die Bedingungen für die Weiterleitung der Leistung an Dritte und das Verfahren 
zur Weiterleitung der Leistung an Dritte, 

4. das Nähere zur Kontrolle der Mittelverwendung.“ ‘ 

2. Nach Artikel 2 werden die folgenden Artikel 2a und 2b eingefügt:

‚Artikel 2a 

Änderung der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung 

Die Werkstätten-Mitwirkungsverordnung vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1297), die zuletzt 
durch Artikel 26 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Bundes- oder“ gestrichen. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Kosten, die durch die Interessenvertretung der Werkstatträte auf 
Bundesebene entstehen, trägt der nach § 63 Absatz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zuständige Träger. Dieser überweist jeweils zum 1. Februar eines 
jeden Jahres 1,60 Euro für jeden Werkstattbeschäftigten, der sich am 1. Januar dieses 
Jahres in seiner Zuständigkeit befindet, an die Interessenvertretung der Werkstatträte 
auf Bundesebene. Gleichzeitig unterrichtet er die Interessenvertretung über die 
Berechnungsgrundlagen seiner Zahlung. Die Interessenvertretung der Werkstatträte 
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auf Bundesebene leitet jährlich zum 30. Juni jedem zuständigen Träger einen Bericht 
über die Verwendung der im Vorjahr insgesamt erhaltenen Mittel zu. Sie erörtert diese 
Berichte auf Verlangen mit den zuständigen Trägern oder deren überregionaler 
Vertretung. Der Betrag nach Satz 2 erhöht sich in entsprechender Anwendung des 
§ 160 Absatz 3 Satz 1 bis 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch jeweils zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die nächste Neubestimmung der Beträge der Ausgleichsabgabe 
erfolgt. Die sich ergebenden Beträge sind auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch 
zu runden. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt den Erhöhungsbetrag 
und die sich nach Satz 7 ergebenden Beträge im Bundesanzeiger bekannt.“ 

2. Nach § 40 wird folgender § 40a eingefügt:

„§ 40a 

Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

(1) Die Teilnahme an Sitzungen des Werkstattrates sowie die Beschlussfassung 
können mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte 
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 
§ 35 Satz 3 gilt mit der Maßgabe, dass die Teilnehmer ihre Anwesenheit gegenüber dem 
Vorsitzenden in Textform bestätigen. 

(2) Versammlungen nach § 9 können mittels audiovisueller Einrichtungen 
durchgeführt werden, wenn sichergestellt ist, dass nur teilnahmeberechtigte Personen 
Kenntnis von dem Inhalt der Versammlung nehmen können. Eine Aufzeichnung ist 
unzulässig. 

Artikel 2b 

Weitere Änderung der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung 

§ 40a der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung vom 25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1297), 
die zuletzt durch Artikel 2a dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.“ ‘ 

3. Artikel 3 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am ... [einsetzen: Tag nach der 
Verkündung, frühestens am 30. Juli 2020] in Kraft. 

(2) Artikel 2a Nummer 1 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Artikel 2a Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in Kraft. 

(4) Artikel 2b tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.“ 
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